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B.

Verordnungen, 
Verfügungen und Bekanntmachungen 

der Bezirksregierung

Allgemeine Innere Verwaltung

405 Anerkennung einer Stiftung
(Stiftung Evangelisches Krankenhaus Wesel)

Bezirksregierung
15.2.1-St.1044 ki

Düsseldorf, den 12. September 2005

Die Bezirksregierung Düsseldorf hat die

Stiftung Evangelisches Krankenhaus Wesel
mit Sitz in Wesel gemäß § 80 BGB in Verbindung
mit §§ 1, 2 StiftG NRW als kirchliche Stiftung an-
erkannt. Die Stiftung ist seit dem 7. September
2005 rechtsfähig.

Abl. Reg. Ddf. 2005 S. 345

406 Verlust eines Dienstausweises
(Regierungsamtsinspektorin Kirsten Salewski)

Bezirksregierung
25.3.2

Düsseldorf, den 8. September 2005

Der Dienstausweis Nr. 113 B der Regierungsamts-
inspektorin Kirsten Salewski, ausgestellt am

29.04.2002 durch das Polizeipräsidium Düsseldorf
ist in Verlust geraten und wird für ungültig er-
klärt.

Abl. Reg. Ddf. 2005 S. 345

407 Zweckverband IRZ 
Interkommunales Rechenzentrum

Bezirksregierung
31.1.6.20

Düsseldorf, den 9. September 2005

Genehmigung zur Auflösung 
des Zweckverbandes IRZ 

Interkommunales Rechenzentrum
Auf Antrag des Verbandsvorstehers des Zweckver-
bandes IRZ Interkommunales Rechenzentrum vom
29.08.2005 wird hiermit gemäß § 20 Abs. 2 Satz 1
in Verbindung mit § 29 Abs. 1 Ziffer 1 des Gesetzes
über die kommunale Gemeinschaftsarbeit in der
Fassung der Bekanntmachung vom 01.10.1979
(GV. NRW. S. 621/SGV. NRW. 202), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 15.02.2005 (GV. NRW.
S. 102), die von der Verbandsversammlung des
Zweckverbandes IRZ Interkommunales Rechen-
zentrum am 28.07.2003 beschlossene Auflösung
des Zweckverbandes IRZ Interkommunales Re-
chenzentrum aufsichtsbehördlich genehmigt.

Im Auftrag

Wies

Abl. Reg. Ddf. 2005 S. 345
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Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft

408 Beabsichtigte Beantragung einer 
wasserrechtlichen Bewilligung

durch die Wasserwerk Willich GmbH
zur Entnahme von Grundwasser

für die Wassergewinnung Anrath in Willich

Bezirksregierung
54.6.1.1 – 111/04 VIE

Düsseldorf, den 9. September 2005 

Die Wasserwerk Willich GmbH, Fellerhöfe 3,
47877 Willich, beabsichtigen einen Antrag auf Er-
teilung einer wasserrechtlichen Bewilligung nach
§ 8 Wasserhaushaltsgesetz zu stellen.

Antragsgegenstand soll die Förderung von 2 Mio.
m3/Jahr Grundwasser zur Rohwassergewinnung
für die öffentliche Trinkwasserversorgung im Ver-
sorgungsgebiet der Wasserwerk Willich GmbH
sein.

Wird Grundwasser in einem Volumen von mehr als
100.000 m3/Jahr und weniger als 10 Mio. m3/Jahr
zutage gefördert, ist gemäß

– § 3 Abs. 1 des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVPG) in Verbindung mit Zif-
fer 13.3.2 der Anlage 1 zum UVPG sowie

– § 1 Abs. 1 des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung im Lande Nordrhein-Westfalen
(UVPG NRW) in Verbindung mit Ziffer 3 a) der
Anlage 1 zum UVPG NRW 

– in Verbindung mit § 3c Abs. 1 Satz 1 UVPG

eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzufüh-
ren, wenn das Vorhaben nach Einschätzung der
zuständigen Behörde aufgrund überschlägiger
Prüfung unter Berücksichtigung der in der An-
lage 2 zum UVPG NRW aufgeführten Kriterien er-
hebliche Umweltauswirkungen haben kann, die
nach § 12 UVPG zu berücksichtigen wären.

Im vorliegenden Fall hat die allgemeine Vorprü-
fung im Einzelfall ergeben, dass erhebliche nach-
teilige Umweltauswirkungen durch das beantragte
Vorhaben nicht zu erwarten sind.

Gemäß § 3a Satz 1 UVPG stelle ich daher fest,
dass für das beantragte Vorhaben eine Verpflich-
tung zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung nicht besteht.

Die Feststellung ist gemäß § 3a Satz 3 UVPG nicht
selbstständig anfechtbar. 

Im Auftrag

Esser

Abl. Reg. Ddf. 2005 S. 346

409 Ordnungsbehördliche Verordnung 
zum Erlass einer Verlängerung 

der Veränderungssperre zur Sicherung 
der Planung zur Festsetzung eines weiteren 

Teilbereiches des bereits bestehenden 
Wasserschutzgebietes für das Einzugsgebiet 

der Wassergewinnungsanlage Krefeld I 
(Kempener Allee) der Stadtwerke Krefeld 

Energie GmbH (Wasserwerksbetreiber) 
vom 6. September 2005

Bezirksregierung 
54.6.3.2-KR-006

Düsseldorf, den 6. September 2005

Inhalt:

§ 1 Zweck der Verordnung

§ 2 Inhalt der Veränderungssperre

§ 3 Räumlicher Geltungsbereich

§ 4 In-Kraft-Treten

Aufgrund der §§ 36a, 41 des Gesetzes zur Ordnung
des Wasserhaushaltes (Wasserhaushaltsgesetz –
WHG –) i.d. Neufassung der Bekanntmachung
vom 19.08.2002 (BGBl. I S. 3245), zuletzt geändert
durch Art. 2 des Gesetzes vom 25.06.2005 (BGBl. I
S. 1746),

der §§ 136, 138 sowie 141 des Wassergesetzes für
das Land Nordrhein-Westfalen (Landeswasserge-
setz – LWG –) i.d. Fassung der Bekanntmachung
vom 25.06.1995 (GV. NRW. S. 926/SGV. NRW. 77),
zuletzt geändert durch das Gesetz zur Änderung
wasserrechtlicher Vorschriften vom 03.05.2005
(GV. NRW. S. 463),

der §§ 25, 27-31, 33, 34 des Gesetzes über Aufbau
und Befugnisse der Ordnungsbehörden (Ordnungs-
behördengesetz – OBG –) i.d. Fassung der Be-
kanntmachung vom 13.05.1980 (GV. NRW. S. 528/
SGV. NRW. 2060), zuletzt geändert durch Arti-
kel 73 des Zweiten Befristungsgesetzes vom 05.04.
2005 (GV. NRW. S. 274),

wird verordnet:

§ 1
Zweck der Verordnung

Zur Sicherung der Planung zur Festsetzung eines
weiteren Teilbereiches des bereits bestehenden
Wasserschutzgebietes für das Einzugsgebiet der
Wassergewinnungsanlage Krefeld I (Kempener Al-
lee), Stadt Tönisvorst, Kreis Viersen, wird die ord-
nungsbehördliche Verordnung zum Erlass einer
Veränderungssperre vom 12.09.2002, veröffentlicht
im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Düsseldorf
vom 07.11.2002, gemäß § 36 a Abs. 3 WHG um ein
Jahr verlängert.

§ 2
Inhalt der Veränderungssperre

Im Geltungsbereich dieser Verordnung werden
sämtliche durch die Verordnung zum Erlass einer
Veränderungssperre vom 12.09.2002 getroffenen
Verbote und Regelungen für ein weiteres Jahr fest-
gesetzt.
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§ 3
Räumlicher Geltungsbereich

(1) Die Veränderungssperre erstreckt sich in der
Stadt Tönisvorst weiterhin auf folgende Gemar-
kungen und Flure:

Stadt Tönisvorst
Gemarkung St. Tönis 

Flur (teilw.): 6, 7, 13, 14, 15, 18 und 21 

Gemarkung Vorst 

Flur (teilw.): 9, 11, 18, 20, 21 und 26

(2) Über den räumlichen Geltungsbereich dieser
Veränderungssperre gibt die der Verordnung vom
12.09.2002 beigefügte Übersichtskarte im Maßstab
1 : 25 000 einen Überblick.

(3) Die maßgeblichen Karten liegen zu jedermanns
Einsicht während der Dienststunden bei folgenden
Behörden aus:

Bezirksregierung Düsseldorf, Cecilienallee 2,
40474 Düsseldorf

Landrat des Kreises Viersen, Rathausmarkt 3,
41747 Viersen

Bürgermeister der Stadt Tönisvorst, Bahnstr. 15,
47918 Tönisvorst

§ 4
In-Kraft-Treten

Diese Verordnung tritt am 14.11.2005 in Kraft und
gilt für ein Jahr.

Düsseldorf, den 6. September 2005 

Bezirksregierung Düsseldorf
als Obere Wasserbehörde 

Im Auftrag

Dr. Nienhaus

Abl. Reg. Ddf. 2005 S. 346

410 Antrag der Firma HVR GmbH Handel, 
Verwertung und Recycling

auf Erteilung einer Genehmigung gemäß
§ 4 BImSchG

Bezirksregierung 
52.03.09.03HVR08/05

Düsseldorf, den 13. September 2005

Die Firma HVR GmbH Handel, Verwertung und
Recycling hat mit Datum vom 24.8.2004 gem. § 4
BImSchG die Genehmigung zur Errichtung und
Betrieb einer Anlage zur Sortierung von Baustel-
lenmischabfällen und zur zeitweiligen Lagerung
und zum Umschlagen von Eisen- und Nichteisen-
schrotten auf dem Grundstück Hans-Fehr-Allee 20
in 45356 Essen beantragt.

Die vorbezeichnete Anlage besteht aus einer Halle
mit Sortierkabine sowie stirnseitig errichteten,
dreiseitig geschlossenen Lagerboxen und einem
Freigelände. In der Halle werden die Baustellen-

mischabfälle angenommen, sortiert und in Contai-
nern gelagert. Ebenfalls in der Halle werden die
NE-Metalle in Containern gelagert. Die Fe-Metalle
werden nach der Sortierung in die dreiseitig ge-
schlossenen Lagerboxen verbracht. Das Außen-
gelände wird zum Abstellen von mit Ausgangs-
material gefüllten und mit leeren Containern ge-
nutzt.

Gemäß § 3a Satz 1 des Gesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVPG) stelle ich fest,
dass für das beantragte Vorhaben eine Verpflich-
tung zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung nicht besteht. Die standortbezogene
Vorprüfung des Einzelfalls hat ergeben, dass er-
hebliche nachteilige Umweltauswirkungen im Sin-
ne des Gesetzes durch das beantragte Vorhaben
nicht zu erwarten sind.

Die Feststellung ist nach § 3a Satz 3 UVPG nicht
selbstständig anfechtbar.

Im Auftrag 

Hesse

Abl. Reg. Ddf. 2005 S. 347

411 Bekanntgabe nach § 3 a UVPG 
über die Feststellung der UVP-Pflicht 

für ein Vorhaben der Firma 
Possehl Kehrmann GmbH

Bezirksregierung
52.03.10.02 Kehr 11/04

Düsseldorf, den 22. September 2005 

Antrag der Firma Possehl Kehrmann GmbH, 
Vulkanstr. 54, 47053 Duisburg

auf Erteilung einer Genehmigung
nach § 16 Bundes-Immissionsschutzgesetz

(BImSchG)

Die Firma Possehl Kehrmann GmbH hat mit Da-
tum vom 16.11.2004 einen Antrag auf Erteilung ei-
ner Genehmigung nach § 16 BImSchG für die we-
sentliche Änderung ihrer Behandlungsanlage auf
dem Grundstück Vulkanstr. 54, 47053 Duisburg,
gestellt.

Antragsgegenstand ist die Erweiterung der Anlage
um eine Mischanlage für Eisen-(II)-Sulfat, BE 2.0.
Eine Änderung der Gesamtlager- und Umschlags-
kapazität ist nicht beantragt.

Gemäß § 3 a des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung – UVPG – stelle ich fest, dass für
das beantragte Vorhaben eine Verpflichtung zur
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprü-
fung nicht besteht.

Die allgemeine Vorprüfung hat ergeben, dass er-
hebliche nachteilige Umweltauswirkungen im Sin-
ne des Gesetzes nicht zu erwarten sind.

Die Feststellung ist gemäß § 3 a Satz 3 UVPG
nicht selbständig anfechtbar.

Im Auftrag

Kleine

Abl. Reg. Ddf. 2005 S. 347
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412 43. Änderung des Regionalplanes 
für den Regierungsbezirk Düsseldorf 
(GEP 99) im Gebiet der Stadt Velbert 

(Darstellung eines Allgemeinen Siedlungs-
bereiches für Ferieneinrichtungen und 
Freizeitanlagen (ASB E) – Sport- und 

Freizeitpark Röbbeck)

Bezirksregierung
62.7.2.4.11.2 (43)

Düsseldorf, den 14. September 2005

Bei der geplanten 43. Regionalplan-Änderung für
ein Teilgebiet der Stadt Velbert soll ein ca. 100 ha
großer Bereich als Allgemeiner Siedlungsbereich
für Ferieneinrichtungen und Freizeitanlagen (ASB
E) dargestellt werden. Hiervon sind im Regional-
plan für den Regierungsbezirk Düsseldorf (GEP
99) ca. 61 ha als Bereich für gewerbliche und in-
dustrielle Nutzungen (GIB) und ca. 37 ha als All-
gemeine Freiraum- und Agrarbereiche dargestellt,
die teilweise von Bereichen für den Schutz der
Landschaft und landschaftsorientierte Erholung
(BSLE) – ca. 30 ha – und Regionalen Grünzügen
(RGZ) – ca. 18 ha – überlagert sind (vgl. Karte).
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Die Stadt Velbert möchte durch die angestrebte
Änderung den planungsrechtlichen Rahmen für
die Entwicklung eines gewerblich ausgerichteten
Sport- und Freizeitparks schaffen. 

In § 20 Abs. 6 des Landesplanungsgesetztes hat
der Gesetzgeber – zur Beschleunigung der Verfah-
ren – die Möglichkeit eröffnet, Regionalplanände-
rungen (GEP-Änderung) in einem vereinfachten
Verfahren durchzuführen, soweit die Grundzüge
der Planung nicht berührt werden. Für die Eröff-
nung des Erarbeitungsverfahrens genügt dabei der
Beschluss des Vorsitzenden sowie eines weiteren
stimmberechtigten Mitgliedes des Regionalrates.

Der Vorsitzende des Regionalrates und ein weite-
res stimmberechtigtes Mitglied des Regionalrates
haben die Eröffnung des vereinfachten Verfahrens
für die 43. Regionalplan-Änderung entsprechend
der Vorlage beschlossen. Es ist anzunehmen, dass
der Regionalrat dieses Verfahren in seiner Sitzung
am 29.09.2005 bestätigen wird.

Es wird darauf hingewiesen, dass in diesem Ver-
fahren eine Umweltprüfung durchgeführt wird.
Gemäß § 14 Abs. 3 Landesplanungsgesetz wird
Personen, die in ihren Belangen berührt werden
und öffentlichen Stellen, deren Aufgabenbereich

von den Umweltauswirkungen berührt werden,
nunmehr Gelegenheit gegeben, zum Planentwurf,
zur Begründung und zum Umweltbericht Stellung
zu nehmen.

Die Vorlage zur 43. Änderung des Regionalplanes
wird in der Zeit 

vom 07.10.2005 bis einschließlich 07.11.2005

an folgenden Stellen und zu folgenden Zeiten zu
jedermanns Einsicht öffentlich ausgelegt:

a) Bezirksregierung Düsseldorf
Cecilienallee 2
40474 Düsseldorf
Zimmer 368 a

montags bis freitags:
9.00 bis 12.00 Uhr und 13.00 bis 16.00 Uhr.

b) Kreisverwaltung Mettmann
Goethestr. 23
Verwaltungsgebäude 2
Zimmer 2.108

montags bis donnerstags:
8.30 bis 12.00 Uhr und 13.30 bis 15.00 Uhr,

freitags: 8.30 bis 13.00 Uhr.
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Anregungen und Bedenken sind bis zum 07.11.
2005 schriftlich, per E-Mail (andreas.sadlo@brd.
nrw.de) oder zur Niederschrift bei der Bezirksre-
gierung Düsseldorf als Bezirksplanungsbehörde
(Postanschrift: Bezirksregierung Düsseldorf, De-
zernat 62, Postfach 300865, 40408 Düsseldorf) gel-
tend zu machen. Statt dessen können auch inner-
halb der vorstehenden Frist am Auslegungsort in
Mettmann Anregungen und Bedenken zur Nieder-
schrift vorgebracht sowie schriftlich eingereicht
werden.

Anregungen, die schriftlich oder per E-Mail erfol-
gen, können nur berücksichtigt werden, wenn sie
den Vor- und Nachnamen sowie die Anschrift des
Verfassers in lesbarer Form enthalten.

Die Stellungnahmen aus der Behörden- und Öf-
fentlichkeitsbeteiligung sind bei der Abwägung im
Rahmen der Erarbeitung und bei der Aufstellung
der 43. Änderung des Regionalplanes zu berück-
sichtigen. Eine gesonderte Bescheidung erfolgt
nicht. Änderungen des Regionalplanes werden
nach Abschluss des Verfahrens öffentlich bekannt
gemacht.

Eventuelle Kosten, die bei der Einsichtnahme in
die Sitzungsvorlage und/oder bei der Geltendma-
chung von Anregungen und Bedenken entstehen,
können nicht erstattet werden.

Die Sitzungsvorlage des Regionalrates wird auch
ins Internet eingestellt und steht in Kürze auf den
Internetseiten der Bezirksregierung Düsseldorf
unter folgender Adresse bereit: www.brd.nrw.de/
sitzungsvorlagen2005 unter dem Titel „29.09.2005
20. Regionalratssitzung – Tagesordnung“. 

Düsseldorf, den 14. September 2005

Im Auftrag

Fels

Abl. Reg. Ddf. 2005 S. 348

Kulturelle Angelegenheiten

413 Korrektur der Veröffentlichung 
im Amtsblatt Nr. 25 vom 23.06.2005, 
Sonderbeilage zum Amtsblatt Nr. 25 
vom 23. Juni 2005, Verordnung über 

die Bildung von Schulbezirken 
für Bezirksfachklassen an Berufskollegs

Bezirksregierung

Düsseldorf, den 14. September 2005

Die Veröffentlichung im Amtsblatt Nr. 25 vom
23.06.2005, Sonderbeilage zum Amtsblatt Nr. 25 
vom 23. Juni 2005, Verordnung über die Bildung
von Schulbezirken für Bezirksfachklassen an Be-
rufskollegs wird wie folgt korrigiert:
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Der Regierungspräsident 

In Vertretung

Konze

Abl. Reg. Ddf. 2005 S. 349



C.
Rechtsvorschriften 

und Bekanntmachungen anderer 
Behörden und Dienststellen

414 Antrag 
auf Genehmigung nach § 16 Bundes-
Immissionsschutzgesetz (BImSchG), 

zur wesentlichen Änderung einer gewerblichen
Anlage zum Brennen von Kalkstein der 

Kalkwerke H. Oetelshofen GmbH & Co. KG, 
Wuppertal-Dornap

Staatliches Umweltamt Düsseldorf
21.1 – G 30/05 – To

Bekanntmachung

Die Kalkwerke H. Oetelshofen GmbH & Co. KG,
Hahnenfuth 5, 42327 Wuppertal beantragt die Ge-
nehmigung nach § 16 BImSchG zur wesentlichen
Änderung der vorhandenen Kalksteinbrennanlage,
die aus 3 Ringschachtöfen (Ofen II, III, und IV) mit
einer Gesamtproduktionsleistung an Branntkalk
von 480 Tonnen pro Tag und zugehörigen Neben-
einrichtungen (erforderliche Gebläse, Entstau-
bungsanlagen, Abgaskamine, Steinbunkeranlage,
Rohsteinbeschickung, Abzugsbänder für Brannt-
kalk) besteht und sich auf dem Grundstück in
42327 Wuppertal, Hahnenfurth 5, Gemarkung:
Schöller, Flur: 2, Flurstück: 556 befindet.

Folgende Änderungsgegenstände sind beantragt:

a) Kapazitätserhöhung der Branntkalkproduktion
von 480 Tonnen pro Tag auf 920 Tonnen pro Tag
durch

b) Errichtung und Betrieb eines Gleichstrom-
Gegenstrom-Regenerativofens (GGR-Doppel-
schacht-Kalksteinbrennofen) mit einer Durch-
satzleistung an Kalkstein von 32 t/h aus der ei-
ne Produktionsleistung an Branntkalk (Stück-
kalk) von 18,5 t/h resultiert und zugehöriger
Nebeneinrichtungen (Verbrennungsluft- und
Kühlluftgebläse, Entstaubungsanlage, 56 m ho-
her Abgaskamin, gekapselte Fördereinrichtun-
gen, Abzugsbänder für Branntkalk),

c) Errichtung und Betrieb von 2 Silos mit einem
Volumen von je 850 m3 für Kalkstein, 

d) Erweiterung bzw. Modifikation der bestehenden
Kalksteinwaschanlage (Alte Splittanlage), 

e) Errichtung und Betrieb einer zusätzlichen Klas-
siereinheit und weiterer gekapselter Förderein-
richtungen (Bänder und Schnecken).

Die Antragstellerin beabsichtigt den beantragten
GGR-Doppelschacht-Kalksteinbrennofen mit den
zugehörigen Nebeneinrichtungen in der gleichen
Betriebszeit, in der die vorhandenen Schachtöfen
und zugehörige Nebeneinrichtungen betrieben
werden, und zwar von Montag bis Sonntag in der
Zeit von 0.00 bis 24.00 Uhr zu betreiben.

Der Genehmigungsantrag nach § 16 BImSchG ist
zugleich Antrag gemäß § 4 Treibhausgas-Emis-
sionshandelsgesetz (TEHG) auf Emissionsgeneh-
migung für die Freisetzung von Treibhausgasen
(hier Kohlendioxid – CO2 –) für die beantragte Än-
derung der Anlage zum Brennen von Kalkstein,
die eine Tätigkeit i. S. des Anhangs 1 XI TEHG
darstellt.

Ferner ist aufgrund von § 13 BImSchG (Konzen-
trationswirkung) die Baugenehmigung gemäß § 63
Landesbauordnung NRW für die Errichtung des
GGR-Ofens und zugehöriger Nebeneinrichtungen
beantragt.

Außerdem ist die Zulassung des vorzeitigen Be-
ginns für die Errichtung der beantragten Ände-
rungsgegenstände einschließlich der Maßnahmen,
die zur Prüfung der Betriebstüchtigkeit erforder-
lich sind, gemäß § 8a BImSchG, unter Berücksich-
tigung der in dieser gesetzlichen Vorschrift aufge-
führten Voraussetzungen, beantragt.

Die von der Anlage ausgehenden Geräuschimmis-
sionen und Luftverunreinigungen werden inner-
halb der durch Verwaltungsvorschriften (Techni-
sche Anleitungen zum Schutz gegen Lärm – TA-
Lärm – und zur Reinhaltung der Luft – TA-Luft –)
vorgeschriebenen Begrenzungswerte liegen.

Andere Emissionen bzw. Immissionen werden
durch die beantragte Anlagenänderung nicht ver-
ursacht.

Beim Betrieb des GGR-Ofens entstehen keine Ab-
fälle. Die in der Abgasreinigungsanlage des Ofens
anfallenden kalkstämmigen Filterstäube sind zur
Vermarktung als Produkt vorgesehen.

Zum Wasch- und Klassierprozess des Kalksteins
dient aus dem vorhandenen Klärteich entnomme-
nes Brauchwasser, welches in den Klärteich zu-
rückgeführt wird.

Das Vorhaben wird hiermit gemäß § 10 BImSchG
öffentlich bekanntgegeben.

Die Antragsunterlagen liegen in der Zeit vom
28.09.2005 bis 27.10.2005 beim Staatlichen Um-
weltamt Düsseldorf, Schanzenstr. 90, in 40549
Düsseldorf – Zimmer 164 – während der Dienstzei-
ten – Montag bis Freitag – von 07.30 bis 16.00 Uhr
sowie beim Oberbürgermeister der Stadt Wupper-
tal im Geo-Datenzentrum/Plankammer, Raum 156
des Neubaus Rathaus Wuppertal-Barmen, Große
Flurstr. 10, 42275 Wuppertal während der üb-
lichen Dienstzeiten (Montag, Dienstag und Mitt-
woch von 08.00 bis 12.00 Uhr und 14.00 bis 15.30
Uhr; Donnerstag von 08.00 bis 12.00 Uhr und
14.00 bis 16.00 Uhr; Freitag von 08.00 bis 12.00
Uhr) ausgenommen an Feiertagen zur Einsicht-
nahme aus.

Erörterungsfähige Einwendungen gegen das Vor-
haben sind schriftlich innerhalb der gesetzlich
vorgeschriebenen Einwendungsfrist bei meiner
Dienststelle vorzubringen. Bis zwei Wochen nach
Ablauf der Auslegungsfrist können solche Einwen-
dungen gegen das Vorhaben erhoben werden. Kon-
kret bedeutet dies, dass die Einwendungsfrist am
28.09.2005 beginnt und am 10.11.2005 endet.

Einwendungen, die auf besonderen privatrecht-
lichen Titeln beruhen, sind vor den ordentlichen
Gerichten geltend zu machen (§ 10 Abs. 6
BImSchG).

Mit Ablauf dieser Frist werden alle Einwendungen
ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privat-
rechtlichen Titeln beruhen (§ 10 Abs. 3 BImSchG).

Die Einwendungen sollen neben dem Vor- und Fa-
miliennamen auch die volle leserliche Anschrift
der Einwenderinnen oder Einwender enthalten.
Unleserliche Namen und Anschriften werden bei
gleichfömigen Einwendungen unberücksichtigt ge-
lassen. Darüber hinaus können auch nur solche
Einwendungen berücksichtigt werden, die erken-
nen lassen, welches der Rechtsgüter (z. B. Gesund-
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heit, Eigentum, Besitz) die Einwenderinnen oder
Einwender für gefährdet halten.

Desgleichen bleiben gemäß § 17 Abs. 2 Satz 1 des
Verwaltungsverfahrensgesetzes des Landes Nord-
rhein-Westfalen gleichförmige Einwendungen
(vervielfältigte, gleichlautende Texte) unberück-
sichtigt, die nicht auf jeder mit einer Unterschrift
versehenen Seite deutlich sichtbar Name und An-
schrift des Vertreters der übrigen Unterzeichner
erkennen lassen oder bei denen der Vertreter keine
natürliche Person ist.

Die Einwendungen werden dem Antragsteller be-
kanntgegeben. Auf Verlangen der Einwenderinnen
oder Einwender werden deren Name und An-
schrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht,
wenn diese zur ordnungsgemäßen Durchführung
des Genehmigungsverfahrens nicht erforderlich
sind.

Der Termin für den Beginn der Erörterung der
Einwendungen wird bestimmt auf den 30.11.2005
ab 09.00 Uhr im Saal der Gaststätte „Haus Schöl-
ler“, Schöllerweg 4, 42327 Wuppertal. Die Erörte-
rung ist öffentlich.

Kann die Erörterung nach Beginn des Termins an
dem festgesetzten Tag nicht abgeschlossen werden,
so wird sie unterbrochen und am nächsten und/
oder den folgenden Werktagen weitergeführt. Der
Termin für die Weiterführung der Erörterung wird
jeweils bei Unterbrechung der Erörterung an dem
Tag, an dem diese nicht abgeschlossen werden
kann, den Teilnehmern mitgeteilt. Eine weitere
besondere Bekanntmachung erfolgt nicht.

Zu diesem Termin wird nicht gesondert geladen.
Durch die Teilnahme am Erörterungstermin ent-
stehende Kosten können nicht erstattet werden. Es
wird darauf hingewiesen, dass formgerecht erho-
bene Einwendungen auch bei Ausbleiben des An-
tragstellers oder von Personen, die Einwendungen
erhoben haben, erörtert werden.

Gemäß § 16 der 9. BImSchV – Verordnung über
das Genehmigungsverfahren – findet ein Erörte-
rungstermin nicht statt, wenn Einwendungen ge-
gen das Vorhaben nicht oder nicht rechtzeitig er-
hoben worden sind, die rechtzeitig erhobenen Ein-
wendungen zurückgenommen worden sind oder
ausschließlich Einwendungen erhoben worden
sind, die auf besonderen privatrechtlichen Titeln
beruhen.

Die Zustellung der Entscheidung an die Personen,
die Einwendungen erhoben haben, kann durch
öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden.

Düsseldorf, den 22. September 2005

Abl. Reg. Ddf. 2005 S. 351
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